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Sorgen in den Betrieben nehmen zu
Wirtschaftliche Situation im Ulmer Kammergebiet im vierten Quartal 2025 von fehlenden Aufträgen und geringer Auslastung 
geprägt – politische Impulse und Reformen gefordert

D
ie Geschäftslage in den 
Handwerksbetrieben der 
Region hat sich zum Jahres-
wechsel weiter eingetrübt – 

das zeigen die aktuellen Daten der 
regelmäßigen Konjunkturumfrage 
der Handwerkskammer Ulm. Dem-
nach bewertet nur noch jeder zweite 
Betrieb (51 Prozent) die Lage im vier-
ten Quartal 2025 als gut. Positive 
Signale kamen insbesondere aus den 
Bau- und Ausbauhandwerken sowie 
dem Gesundheitshandwerk. Von 
einem schlechten Geschäftsverlauf 
berichten hingegen 19 Prozent der 
befragten Betriebe im Kammerge-
biet. Im entsprechenden Vorjahres-
quartal wurde die Geschäftslage 
noch merklich positiver eingestuft 
(61 Prozent „gut“, 10 Prozent 
„schlecht“). Dazu sagt Dr. Tobias 
Mehlich, Hauptgeschäftsführer der 
Handwerkskammer Ulm: „Das wirt-
schaftliche Umfeld hat sich über die 
Wintermonate weiter verschlechtert. 
Die Sorgenfalten werden tiefer. Was 
wir jetzt dringend benötigen, ist eine 
Politik, die Reformen zügig anpackt, 
um die Wirtschaft wieder anzukur-
beln. Unsere Betriebe erwarten zeit-
nah politische Impulse, die sie spür-
bar entlasten.“ 

Rückläufiger Auftragseingang, 
stagnierenden Umsätze
Im regionalen Handwerk vermelden 
19 Prozent der Betriebe einen gestie-
genen Auftragseingang im vierten 
Quartal 2025. Mehr als doppelt so 
viele – rund 39 Prozent der Befragten 
– berichten hingegen von Auftrags-
rückgängen gegenüber dem Vor-
quartal. Die Umsätze der Handwerks-

betriebe im Gebiet der Handwerks-
kammer Ulm haben sich Ende ver-
gangenen Jahres verglichen mit dem 
Vorjahresquartal ebenfalls rückläufig 
entwickelt: Rund 20 Prozent der Be -
fragten haben Umsatzsteigerungen 
gemeldet, während 35 Prozent Rück-

Kein Aufschwung in Sicht: Die Handwerksbetriebe in der Region haben derzeit mit zahlreichen Herausforderungen 
zu kämpfen.  Foto: www.amh-online.de

Uwe Wöhrle
Elektroinstallateurmeister 
aus Oberdischingen und 
Vorstandsmitglied der 
Handwerkskammer Ulm 
Foto: Handwerkskammer Ulm
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Winterblues
Die Stimmung im Handwerk ist 
derzeit passend zum Wetter fros-
tig. Denn die Zahlen aus dem 
letzten Quartal des vergangenen 
Jahres lügen nicht. Die Geschäfts-
lage in den Betrieben der Region 
hat sich vielerorts verschlechtert. 
Jeder fünfte Handwerkschef be -
richtet von schlecht laufenden 
Geschäften. Dieser Wert hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr nahe-
 zu verdoppelt. Kein Grund zur 
Panikmache, aber trotzdem alar-
mierend. Auftragsflaute, rück-
läufige Umsätze, geringe Aus-
lastung – und das zusätzlich zu 
den ohnehin hohen laufenden 
Kosten für Energie, Material und 
Personal: eine unangenehme 
Mischung. Eine Mischung, die 
mittelfristig auch Auswirkungen 
auf die Beschäftigten haben 
wird. Denn wo keine Kundenauf-
träge, da auch kein Personalbe-
darf, um die Aufträge abzuarbei-
ten. Dass die Zahl der Beschäftig-
ten bereits zurückgeht, sehen wir 
in der jüngsten Konjunkturum-
frage. Mehr als jeder Zehnte hat 

Meisterprämie: Über 3,5 Millionen Euro 
ausgezahlt
Handwerkskammer Ulm fordert höhere Meisterprämie für mehr Gleichwertigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung

Jedes Jahr entscheiden sich im 
Gebiet der Handwerkskammer 
Ulm rund 500 Gesellinnen und 

Gesellen für den nächsten Karriere-
schritt und legen ihre Meisterprü-
fung ab. Der Weg zum Meistertitel ist 
dabei anspruchsvoll – fachlich wie 
finanziell. Denn je nach Gewerk 
investieren angehende Meisterinnen 
und Meister bis zu 10.000 Euro und 
mehr in ihre Weiterbildung. Um diese 
hohe Belastung abzufedern, unter-
stützt das Land Baden-Württemberg 
seit sechs Jahren erfolgreiche Absol-
ventinnen und Absolventen mit der 
Meisterprämie in Höhe von 1.500 
Euro. Insgesamt wurden seitdem 
inzwischen über 3,5 Millionen Euro 
an frischgebackene Handwerksmeis-
terinnen und -meister zwischen Ost-
alb und Bodensee ausgezahlt. Dr. 
Tobias Mehlich, Hauptgeschäftsfüh-
rer der Handwerkskammer Ulm, sagt: 
„Es ist gut, dass es die Meisterprämie 
bereits seit einigen Jahren gibt. Sie 
wurde eingeführt, um die Ungerech-
tigkeit zwischen beruflicher und aka-
demischer Weiterbildung zu ver-
ringern. Das ist die richtige Richtung. 
Denn es ist schlichtweg unfair, dass 
ein Studium an einer Universität oder 
Hochschule in der Regel kostenfrei 
ist, während für einen handwerk-
lichen Meistertitel tausende Euro 
investiert werden müssen.“ Die För-
derung erreicht mittlerweile rund 

neun von zehn Absolventinnen und 
Absolventen und ist damit ein wich-
tiger Baustein zur Anerkennung 
beruflicher Weiterbildung. 

Antragsberechtigt sind Jung-
meisterinnen und Jungmeister mit 
Wohn- oder Arbeitsort in Baden- 
Württemberg. Ein Blick in andere 
Bundesländer zeigt aus Sicht der 
Handwerkskammer weiteres Poten-

Trotz 1.500 Euro Meisterbonus müssen angehende Meisterinnen und Meister für ihre Weiterbildung viel Geld 
 draufzahlen.  Foto: www.amh-online.de

gänge angegeben haben. Der negative 
Trend setzt sich auch bei der Betrieb-
sauslastung fort, die in den Hand-
werksbetrieben im Schlussquartal 
gegenüber dem Vorjahr leicht ge -
sunken ist: Neun Prozent der Betriebe 
sind über ihre Kapazitätsgrenzen 

hinaus ausgelastet, 29 Prozent be -
richten von einer nahezu vollen Aus-
lastung. Rund 27 Prozent der Be -
fragten haben hingegen noch aus-
reichend Kapazitätsfreiräume. Die 
Zahl der Beschäftigten ist dement-
sprechend zum Jahresende insge-

samt zurückgegangen. So haben fünf 
Prozent der befragten Betriebe im 
Schlussquartal zusätzliches Personal 
eingestellt, während elf Prozent von 
einem Personalrückgang berichten. 
82 Prozent haben angegeben, ihren 
Personalstamm gehalten zu haben. 
Mehlich weiter: „Unsere Betriebe lei-
den unten steigenden Materialprei-
sen sowie hohen Energie- und Perso-
nalkosten. Nun leeren sich auch noch 
zunehmend die Auftragsbücher – das 
bereitet uns Sorgen. Noch hält ein 
Großteil unserer Inhaberinnen und 
Inhaber an seinen Beschäftigten fest. 
Aber die Situation könnte sich in den 
kommenden Monaten weiter zuspit-
zen. Wir müssen dem jetzt zügig ent-
gegenwirken.“

Gedämpfte Erwartungen für 
das erste Quartal
Der Ausblick für die kommenden 
Monate ist im Vergleich zum Vorjahr 
leicht positiv: Rund jeder fünfte 
Be trieb geht von einer Verbesserung 
der Lage aus. 27 Prozent rechnen wie-
derum damit, dass sich die Geschäfts-
lage weiter verschlechtert. Die Um-
satzerwartungen sind im Vorjahres-
vergleich konstant geblieben mit 
22 Prozent steigenden zu 31 Prozent 
sinkenden Erwartungen. Bei der Auf-
tragserwartung sind die Betriebe 
pessimistischer. So rechnen lediglich 
21 Prozent mit mehr Aufträgen, wäh-
rend 30 Prozent der Betriebe einen 
Auftragsrückgang befürchten. Bei 
der Personalplanung beabsichtigen 
13 Prozent der Befragten, den Mitar-
beiterstamm zu reduzieren. Sieben 
Prozent wollen die Zahl der Mitar-
beitenden erhöhen. 

zial: In Bayern und Hessen liegt der 
Meisterbonus inzwischen bei 3.000 
bzw. 3.500 Euro. Eine Anhebung 
auch in Baden-Württemberg wäre aus 
Sicht des regionalen Handwerks ein 
konsequenter nächster Schritt hin zu 
echter Gleichwertigkeit von beruf-
licher und akademischer Bildung. 
Mehlich weiter: „Es dürfen keine Kos-
ten an den jungen Lernenden hängen 

bleiben. Andere Länder machen es 
vor, wir sollten nachziehen. Nach wie 
vor ist die Weiterbildung für den Teil-
nehmer ein Draufzahl-Geschäft. Das 
begreift auch die Politik und möchte 
nachschärfen. So haben die Spit-
zenkandidaten der CDU, der Grünen 
und der SPD bereits versichert: Die 
Meisterprämie wird auch in Baden- 
Württemberg ansteigen. Jetzt muss 

das Versprechen aber auch eingelöst 
werden.“

Selbstständigkeit gezielt 
fördern
Neben der Meisterprämie setzt das 
Land mit der Meistergründungsprä-
mie gezielt Anreize für den Schritt in 
die Selbstständigkeit. Wer innerhalb 
von 24 Monaten nach dem Meisterab-
schluss einen Betrieb gründet oder 
übernimmt, kann eine Förderung von 
bis zu 10.000 Euro erhalten. Im ver-
gangenen Jahr wurden im Gebiet der 
Handwerkskammer Ulm 26 Anträge 
bewilligt. Angesichts des wachsen-
den Bedarfs an Betriebsnachfolgen 
ist diese Förderung aus Sicht der 
Kammer besonders wichtig. Allein im 
Ulmer Kammergebiet stehen in den 
kommenden Jahren knapp 4.000 der 
insgesamt gut 20.000 Handwerksbe-
triebe altersbedingt zur Übergabe an. 
„Betriebsübernahmen sind unsere 
Start-ups. Wenn wir die regionale 
Versorgung sichern wollen, brauchen 
wir mehr Mut zur Selbstständigkeit 
im Handwerk“, so Mehlich: „Dafür 
müssen die Rahmenbedingungen 
stimmen. Eine Ausweitung der Meis-
tergründungsprämie auf einen Zeit-
raum von bis zu fünf Jahren nach 
dem Meisterabschluss würde jungen 
Meisterinnen und Meistern mehr 
 Planungssicherheit geben und dem 
Handwerk langfristig helfen.“

aufgrund der schwierigen wirt-
schaftlichen Situation zum Jah-
reswechsel Mitarbeitende abge-
baut, noch mehr Inhaberinnen 
und Inhaber werden wohl in den 
kommenden Monaten weiteres 
Personal reduzieren müssen. Der 
Blick nach vorne gibt leider insge-
samt wenig Grund zur Hoffnung. 
Zu hoch sind die Belastungen für 
unsere Betriebe, zu vielschichtig 
die Herausforderungen. Ein Auf-
schwung ist noch nicht in Sicht. 
Stattdessen macht sich Pessimis-
mus breit. Deutlich mehr Hand-
werkerinnen und Handwerker 
rechnen mit einer weiteren Ver-
schlechterung statt einer Ver-
besserung der Lage. Klar ist: Die 
letzten Jahre waren eher von 
Stillstand geprägt, jetzt durch-
lebt unsere Wirtschaft erstmals 
wieder eine spürbare Delle. Zur 
Wahrheit gehört aber auch: Wir 
sind weiterhin krisensicher, 
davon bin ich fest überzeugt. Der 
Winter ist immer hart – in diesem 
Jahr eben noch etwas härter. Was 
hilft bei Kälte und Frost? Wär-
mende Worte der Politik jeden-
falls nicht. Wir brauchen jetzt 
konkrete Maßnahmen, die uns 
aus dem Winterschlaf holen. Das 
muss langsam auch in Berlin und 
Stuttgart ankommen. Unsere 
Resilienz ist langsam erschöpft – 
wir brauchen bessere Rahmenbe-
dingungen und spürbare Entlas-
tungen. Dann gibt es in Zukunft 
auch wieder Frühlingsgefühle 
statt Winterblues.

Kontakt: redaktion@hwk-ulm.de
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Lesen Sie in dieser Ausgabe, was die exemplarisch ausgewählten Kandidaten 
von Bündnis 90/Die Grünen, SPD und CDU zu sagen haben

Am 8. März 2026 ist Landtagswahl 
in Baden-Württemberg. Nach 
aktuellem Stand der Umfragen 

ziehen sechs Parteien in den künftigen 

Landtag ein – Grüne, CDU, SPD, AfD, 
Die Linke und FDP. Wir haben nachge-
fragt bei den Kandidaten dieser sechs 
Parteien. Aus jeder Region des Gebiets 

der Handwerkskammer Ulm zwischen 
Ostalb und Bodensee kommt mindes-
tens ein Vertreter zu Wort, der stellver-
tretend für seine Partei spricht. So kön-

nen Handwerkerinnen und Handwer-
ker sich selbst ein Bild machen, welche 
Partei die Anliegen und Wünsche des 
Handwerks wie aufnehmen will. 

Michael Joukov
Bündnis 90/Die Grünen

Für Bündnis 90/Die Grünen hat Michael Joukov 
die Fragen beantwortet. Er ist Mitglied 
der Grünen- Fraktion im Landtag Baden- 
Württemberg und Kandidat im Wahlkreis Ulm. 
Foto: Dominik Butzmann

Thomas Dörflinger
CDU

Für die CDU hat Thomas Dörflinger die Fragen 
beantwortet. Er ist handwerkspolitischer 
 Sprecher der CDU-Fraktion im Landtag 
 Baden- Württemberg und Kandidat für den 
Wahlkreis Biberach. 
Foto: Marcel Ditrich

Andreas Stoch
SPD

Für die SPD hat Spitzenkandidat Andreas Stoch 
die Fragen beantwortet. Er ist Vorsitzender der 
SPD-Fraktion im Landtag Baden-Württemberg 
und Kandidat für den Wahlkreis Heidenheim. 
Foto: Fionn Grosse

Wofür stehen die Parteien 
bei der Landtagswahl?

Bündnis 90/Die Grünen

1. Wofür steht Ihre 
 Partei? Welche drei 
Worte  fallen Ihnen ein?

In der jetzigen Situation stehen 
wir, ich zitiere unseren Spit-
zenkandidaten Cem Özdemir 
(einer, der es kann) für „Wirt-
schaft, Wirtschaft und noch-
mals Wirtschaft“. Damit ist ganz 
ausdrücklich das Handwerk mit 
gemeint. Wer das Handwerk 
stärkt, stärkt das Land! Nach-
haltigkeit, Wertschätzung und 
Zukunft – das fällt mir speziell 
zum Handwerk ein.

2. Wie möchten Die 
 Grünen sicherstellen, 
dass  ökologische Ziele 

zwar umgesetzt werden, aber 
sozial verträglich bleiben 
und vor allem Kleinstbetriebe 
wie Handwerksbetriebe nicht 
unverhältnismäßig belasten?
Indem wir genau diese Betriebe 
in den Fokus nehmen. Dazu 
gehört es, bei Vorschriften, wo 
immer möglich, eine Mindest-
größe („Bagatellgrenze“) vorzu-
geben. Das durchzuhalten, wird 
entscheidend sein. Und noch 
zwei Sätze Klartext: Die gegen-
wärtige Bundesregierung, die 
die Stromsteuer für Großver-
braucher, aber nicht für die 
Handwerksbetriebe (und auch 
nicht für Privathaushalte) senkt, 
zeigt, wie man das nicht macht. 
Zumal, wenn man im Wahl-
kampf „einfach mal machen“ 
versprochen hat. Mit der „Ent-
lastungsallianz Baden-Würt-
temberg“ wurde mit über 170 
konkreten Maßnahmen be -
gonnen, Bürokratie abzubauen. 
Digitale Genehmigungen, ver-
einfachte Anträge und weniger 
Berichtspflichten, um Kosten-
druck und Bürokratie zu redu-
zieren. Das war erst der Anfang 
– versprochen!

3. Die beruflichen 
 Bildungsstätten 
 werden im Vergleich 

zu den  akademischen weiter-
hin  stiefmütterlich behandelt. 
Die Folge ist ein Investitions-
stau in Milliardenhöhe – die 
 Bildungsstätten sind unter-
finanziert. Was möchte Ihre 
Partei dagegen tun?
Es ist nicht das erste und auch 
nicht das zweite Mal, dass ich 
mich zur völligen Gleichstellung 
der Handwerksakademien be -
kenne. Nicht nur, was Investiti-
onen angeht, sondern auch, was 
die Gebührenfreiheit und die 
Achtung der Abschlüsse angeht. 
Es war aus rechtlichen Gründen 
nicht möglich, eine Sanierung 
aus dem Sondervermögen / 
Nachtragshaushalt zu fördern, 
weil es nur für die landeseige-
nen Gebäude verwendet wurde. 
Daher gingen die beruflichen 
Bildungsstätten ebenso leer aus 
wie die Studierendenwohn-
heime (auch diese sind keine 
Landeseinrichtungen, rechtlich 
selbstständig). Daher braucht es 
ein Förderprogramm im kom-
menden Haushalt – dafür stehe 
ich. Denn im Regelhaushalt sind 
wir längst aktiv: Wir haben be -
reits über 60 Millionen Euro in 
die Modernisierung und Digita-
lisierung der überbetrieblichen 
Bildungsstätten (ÜBS) investiert 
und planen weitere 11 Millionen 
Euro bis 2026, um Azubis in 
modernen, digital ausgestatte-
ten Werkstätten lernen zu las-
sen. Ich darf auch die Meister-
prämie (1.500 Euro pro Meister-
abschluss, wir wollen die 3.000 
Euro) und die Meistergrün-
dungsprämie (bis zu 10.000 
Euro) erwähnen – fiel nicht vom 
Himmel. 

4. Zum Ende eine persön-
liche Frage: Wenn Sie 
einen Handwerksberuf 

lernen müssten, welches 
Gewerk würden Sie wählen?
Dann würde ich Uhrmacher ler-
nen – ich mag Präzisionsgeräte 
sehr.

SPD CDU

1. Wofür steht Ihre 
 Partei? Welche drei 
Worte fallen Ihnen ein?

Die SPD steht seit über 160 Jah-
ren für Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität ein. 

2. Ihre Partei möchte die 
kostenfreie Meister-
ausbildung. Damit 

gehen Sie noch weiter als 
CDU und Die Grünen. Welche 
Kosten kommen damit auf 
das Land zu und wie soll das 
finanziert werden?
Bildung ist ein hohes gesell-
schaftliches Gut und sollte gene-
rell, schon von der frühkind-
lichen Bildung an, kostenfrei 
sein. Während ein Studium rich-
tigerweise kostenfrei ist, ist eine 
Meisterausbildung dies nicht. 
Das hält die SPD für falsch und 
tritt für eine Gleichwertigkeit 
von akademischer und beruf-
licher Bildung ein. Daher sollen 
die Meisterausbildung, aber 
auch alle Aufstiegsfortbildun-
gen nach dem Berufsbildungs-
gesetz und der Handwerksord-
nung wie Fachwirt-, Techniker-, 
Betriebswirt- und Fachkauf-
mann-Qualifikationen sowie 
weitere gleichwertige Ab schlüsse 
kostenfrei sein und Nachteile im 
Vergleich zu einer akademischen 
Ausbildung abgebaut werden. 
Wir können nicht den Fachkräf-
temangel beklagen, dann aber 
Steine in den Weg legen, wenn 
sich Be schäftigte weiterqualifi-
zieren wollen. Schon in der nun 
zu Ende gehenden Wahlperiode 
hatte die SPD-Fraktion eine 
deutliche Erhöhung der Mittel 
für die Meisterausbildung be -
antragt, was aber von CDU und 
Grünen abgelehnt wurde. Die 
damals veranschlagten Kosten 
lagen bei 20 Millionen Euro im 
Jahr, das muss nun nach der 
Wahl aktualisiert werden. Im 
Landeshaushalt sind die ent-
sprechenden Mittel vorhanden. 
Es wäre nicht nur deshalb völlig 
falsch, angehenden Meiste-
rinnen und Meistern und dem 
gesamten Handwerk die Unter-
stützung zu verwehren, die sie 
verdient haben.

3. Die beruflichen 
  Bildungsstätten 
 werden im Vergleich 

zu den  akademischen weiter-
hin  stiefmütterlich behandelt. 
Die Folge ist ein Investitions-
stau in Milliardenhöhe – die 
 Bildungsstätten sind unter-
finanziert. Was möchte Ihre 
Partei dagegen tun? 
Im Wahlprogramm der SPD 
steht, dass zur Stärkung der 
Berufsausbildung auch eine ver-
lässliche und auskömmliche 
Finanzierung der Berufsbil-
dungsstätten gehört. Diesen 
Anspruch wollen wir einlösen 
und hatten auch hier schon in 
Haushaltsberatungen in der 
Wahlperiode von 2016 bis 2021 
eine Erhöhung der Mittel und 
Zuschüsse für Berufsbildungs-
stätten gefordert. Wie auch bei 
der Meisterausbildung waren 
damals die Regierungsfraktio-
nen im Land, also Grüne und 
CDU, nicht bereit, dem SPD- 
Antrag zu folgen. Das hielten 
und halten wir für falsch. Eine 
attraktive und zeitgemäße Aus-
bildung braucht auch angemes-
sen ausgestattete Bildungsstät-
ten. In den Koalitionsverhand-
lungen auf Bundesebene habe 
ich mich ebenfalls dafür ein-
gesetzt, Mittel aus dem Sonder-
vermögen für Bildungseinrich-
tungen zu verwenden, explizit 
auch für die überbetrieblichen 
Bildungsstätten.

4. Zum Ende eine persön-
liche Frage: Wenn Sie 
einen Handwerksberuf 

lernen müssten, welches 
Gewerk würden Sie wählen?
Bäcker! Ich habe bei meiner 
Aktion „Stoch packt’s an“ auch 
in einer Backstube helfen dürfen 
und das hat mir sehr gut gefal-
len – allein der Duft. Auch schon 
als Kind hat mich dieser Beruf 
fasziniert.

1. Wofür steht Ihre 
 Partei? Welche drei 
Worte  fallen Ihnen ein?

Bodenständigkeit, weil Politik 
nah an der Realität der Men-
schen sein muss – nicht an Ideo-
logien. Leistung, weil unser 
Wohlstand nicht vom Himmel 
fällt, sondern von Menschen 
geschaffen wird – ganz beson-
ders im Handwerk. Zusammen-
halt, weil unser Land stark ist, 
wenn Stadt und Land, Jung und 
Alt, Wirtschaft und Gesellschaft 
nicht gegeneinander ausgespielt 
werden, sondern gemeinsam 
nach Lösungen suchen.

2. Bürokratie soll ab -
gebaut werden. Wenn 
Sie regieren: Welche 

konkreten Umsetzungen prio-
risieren Sie und welche Rege-
lungen sollen innerhalb kurzer 
Zeit abgeschafft werden?
Unser Bürokratieabbau beginnt 
dort, wo er am meisten bremst: 
im Alltag von Betrieben, Kom-
munen und Bürgern. Beauf-
tragte und Agenturen des Lan-
des kommen auf den Prüfstand 
– was keinen klaren Mehrwert 
bringt, wird gestrichen. Büro-
kratiemonster wie das Landes-
informationsfreiheitsgesetz 
wollen wir abschaffen. Künftig 
gilt verbindlich „one in, two 
out“: neue Regeln nur, wenn 
zwei alte entfallen. Gesetze wer-
den grundsätzlich befristet und 
treten ohne Verlängerung auto-
matisch außer Kraft. Mit dem 
Once-only-Prinzip müssen 
Daten nur einmal an den Staat 
übermittelt werden – nicht 
immer wieder an unterschied-
liche Stellen. Kurz gesagt: weni-
ger Formulare, weniger Zustän-
digkeiten, weniger Stillstand – 
dafür mehr Vertrauen, Tempo 
und Praxisnähe.

3. Die beruflichen 
 Bildungsstätten 
 werden im Vergleich 

zu den akademischen weiter-
hin stiefmütterlich behandelt. 
Die Folge ist ein Investitions-
stau in Milliardenhöhe – die 
 Bildungsstätten sind unter-
finanziert. Was möchte Ihre 
Partei dagegen tun?
Berufliche Bildungsstätten sind 
Schlüsselorte für Qualität, Inno-
vation und Fachkräftesicherung 
im Handwerk und im Mittel-
stand. Daher haben wir uns ganz 
bewusst dafür entschieden, Mit-
tel aus dem Sondervermögen 
gezielt für den Neubau und die 
Sanierung beruflicher Bildungs-
stätten bereitzustellen und mit 
weiteren Mitteln aus dem Haus-
halt zu stärken. So schaffen wir 
moderne Lernorte, die jungen 
Menschen beste Perspektiven 
eröffnen und Betriebe langfris-
tig stärken. Für die CDU ist klar: 
Berufliche und akademische 
Bildung sind gleichwertig. Wir 
werden das Handwerk bei den 
anstehenden Investitionen wei-
terhin verlässlich und partner-
schaftlich unterstützen.

4. Zum Ende eine persön-
liche Frage: Wenn Sie 
einen Handwerksberuf 

lernen müssten, welches 
Gewerk würden Sie wählen?
Seit 2016 bin ich handwerks-
politischer Sprecher der CDU im 
Landtag. Für mich heißt das 
auch: nicht nur über Handwerk 
reden, sondern es vor Ort er -
leben. Deshalb habe ich in den 
vergangenen Jahren zahlreiche 
Praktika gemacht – unter ande-
rem im Baugewerbe, in der Zim-
merei und Schreinerei, in der 
Bäckerei und Metzgerei, im Kfz- 
Handwerk, bei Dachdeckern, 
Malern, Metallbauern, im SHK- 
Handwerk, bei Elektrikern und 
Friseuren. Schon bei der letzten 
Wahl wurde mir diese Frage 
gestellt. Ich würde wieder 
Bäcker lernen. Der Duft in der 
Backstube und am Ende Pro-
dukte in den Händen zu halten, 
die Menschen täglich Freude 
machen – das hat mich nach-
haltig beeindruckt.


